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Artikel 1

Änderung des Gesetzes
über den Hessischen Rundfunk

Das Gesetz über den Hessischen
Rundfunk vom 2. Oktober 1948 (GVBl. 
S. 123, 149), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 24. Juni 2010 (GVBl. I S. 182),
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem
Wort „Satzung“ die Wörter „über die
betriebliche Ordnung“ eingefügt.

2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchst. a Satz 2 wird die
Angabe „geändert durch
Staatsvertrag vom 30. Okto-
ber bis 20. November 2009
(Gesetz vom 4. März 2010
[GVBl. I S. 54])“ durch „zu-
letzt geändert durch Staats-
vertrag vom 7. Dezember
2016 (GVBl. S. 94)“ ersetzt.

bb) Buchst. c Satz 2 wird aufgeho-
ben.

b) Nr. 2 Satz 3 wird aufgehoben.

3. § 3 Nr. 9 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 9 des Hessischen Pressegesetzes in
der Fassung vom 12. Dezember 2003
(GVBl. 2004 I S. 2), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 13. Dezember 2012
(GVBl. S. 622), ist sinngemäß anzu-
wenden.“

4. § 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4

(1) Die Organe des Hessischen
Rundfunks sind:

1. der Rundfunkrat,

2. der Verwaltungsrat,

3. die Intendantin oder der Inten-
dant.

Der Rundfunkrat und der Verwal-
tungsrat können Ausschüsse bilden.

(2) Die Organisationsstrukturen
des Hessischen Rundfunks und die
Zusammensetzung seiner Organe
und Ausschüsse sind in geeigneter
Weise im Internetauftritt des Hessi-
schen Rundfunks zu veröffentlichen.

(3) Eine gleichzeitige Mitglied-
schaft im Rundfunkrat und im Ver-
waltungsrat ist ausgeschlossen. Die
Mitgliedschaft im Rundfunkrat ist auf

drei Amtszeiten, im Verwaltungsrat
auf zwei Amtszeiten und in beiden
Organen zusammen auf insgesamt
drei Amtszeiten begrenzt. Die am 
22. Oktober 2016 laufenden Amtszei-
ten des Rundfunkrats und der Mitglie-
der des Verwaltungsrats gelten als ers-
te Amtszeit im Sinne des Satzes 2.

(4) Die Mitglieder des Rundfunk-
rats und des Verwaltungsrats dürfen
keine wirtschaftlichen oder sonstigen
Interessen haben, die geeignet sind,
die Erfüllung ihrer Aufgaben als Mit-
glieder des Rundfunkrats oder des
Verwaltungsrats zu gefährden (Inte-
ressenkollision).

(5) Kein Mitglied des Rundfunk-
rats oder des Verwaltungsrats darf als
Inhaberin oder Inhaber eines Un-
ternehmens, Gesellschafterin oder
Gesellschafter, Vorstandsmitglied, 
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer
oder Vertreterin oder Vertreter eines
Unternehmens unmittelbar oder mit-
telbar mit dem Hessischen Rundfunk
für eigene oder fremde Rechnung
Rechtsgeschäfte abschließen. Dies
gilt auch für gemeinnützige Unter-
nehmen.

(6) Dem Rundfunkrat und dem
Verwaltungsrat dürfen nicht angehö-
ren:

1. Mitglieder des Europäischen Par-
lamentes, des Deutschen Bundes-
tages oder eines Landesparlamen-
tes,

2. Mitglieder der Europäischen Kom-
mission, der Bundesregierung
oder der Regierung eines deut-
schen Landes,

3. hauptamtliche kommunale Wahl-
beamte,

4. Beamte, die jederzeit in den einst-
weiligen Ruhestand versetzt wer-
den können,

5. Vertreter der kommunalen Spit-
zenverbände auf Leitungsebene,

6. Mitglieder im Vorstand einer Par-
tei nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Par-
teiengesetzes in der Fassung vom
31. Januar 1994 (BGBl. I S. 149),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
22. Dezember 2015 (BGBl. I 
S. 2563), auf Bundes- oder Landes-
ebene; die alleinige Mitgliedschaft
in einem Parteischiedsgericht
nach § 14 des Parteiengesetzes
steht einer Mitgliedschaft im
Rundfunkrat und Verwaltungsrat
nicht entgegen.

Satz 1 gilt nicht für die oder den nach
§ 5 Abs. 2 Nr. 1 entsandte Vertreterin
oder entsandten Vertreter der Lan-
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desregierung, die nach § 5 Abs. 2
Satz 2 gewählten Landtagsabgeord-
neten und die nach § 11 Abs. 2 ge-
wählten Mitglieder des Verwaltungs-
rats.

(7) Dem Rundfunkrat und dem
Verwaltungsrat dürfen ferner nicht
angehören:

1. Angestellte oder arbeitnehmer-
ähnliche Personen des Hessischen
Rundfunks,

2. Personen, die in einem Arbeits-
oder Dienstverhältnis zu einem
mit diesem verbundenen Unter-
nehmen (§ 15 des Aktiengesetzes
vom 6. September 1965 [BGBl. I 
S. 1089], zuletzt geändert durch
Gesetz vom 10. Mai 2016 [BGBl. I
S. 1142],) stehen,

3. Personen, die den Aufsichtsorga-
nen oder Gremien eines anderen
öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
veranstalters angehören oder in
einem Arbeits- oder Dienstverhält-
nis oder in einem arbeitnehmer-
ähnlichen Verhältnis zu diesem
oder zu einem mit diesem verbun-
denen Unternehmen (§ 15 des Ak-
tiengesetzes) stehen,

4. Personen, die privaten Rundfunk
veranstalten oder den Aufsichtsor-
ganen oder Gremien eines priva-
ten Rundfunkveranstalters oder ei-
nem mit diesem verbundenen Un-
ternehmen (§ 15 des Aktiengeset-
zes) angehören oder in einem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis zu
diesen stehen,

5. Personen, die den Aufsichtsorga-
nen oder Gremien einer Landes-
medienanstalt angehören oder Or-
ganen, derer sich eine Landesme-
dienanstalt zur Erfüllung ihrer
Aufgaben bedient, oder die zu
diesen Organen oder einer Lan-
desmedienanstalt in einem Ar-
beits- oder Dienstverhältnis ste-
hen.

§ 11 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 bleiben
unberührt.

(8) Der in Abs. 6 Satz 1 und Abs. 7
genannte Personenkreis kann frühes-
tens 18 Monate nach Ausscheiden
aus der dort genannten Funktion als
Mitglied in den Rundfunkrat oder
den Verwaltungsrat entsandt oder ge-
wählt werden. Diese Frist gilt nicht
für den in Abs. 6 Satz 2 genannten
Personenkreis.

(9) In einem Ausschuss darf der
Anteil der staatlichen und staatsna-
hen Mitglieder ein Drittel der Aus-
schussmitglieder nicht übersteigen.
Der Anteil der staatlichen und staats-
nahen Mitglieder im Rundfunkrats-
vorsitz, Verwaltungsratsvorsitz, Aus-
schussvorsitz einschließlich der jewei-
ligen Stellvertretung darf nicht größer
sein als ein Drittel der Gesamtzahl
aus allen Vorsitzenden und ihrer
Stellvertretungen.

(10) Die Mitglieder des Rundfunk-
rats und des Verwaltungsrats haben
einen Anspruch auf Aufwandsent-
schädigung, Sitzungsgelder und Er-
satz von Reisekosten. Das Nähere re-
gelt die Satzung über die betriebliche
Ordnung. Die Höhe der Aufwands-
entschädigung und der Sitzungsgel-
der ist im Internetauftritt des Hessi-
schen Rundfunks zu veröffentlichen.“

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird als folgender Satz 3
angefügt:

„Die Achtung der den Grundrech-
ten zugrunde liegenden objekti-
ven Wertentscheidungen des
Grundgesetzes, insbesondere der
in Art. 5 Abs. 1 GG verbürgten
Meinungs-, Presse- und Rund-
funkfreiheit, ist Voraussetzung
und Grundlage für die Mitglied-
schaft im Rundfunkrat.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aaa) In Nr. 25 wird der Punkt
durch ein Komma er-
setzt.

bbb) Als Nr. 26 und Nr. 27
werden angefügt:

„26. der Hessische 
Jugendring,

27. die muslimischen
Glaubensgemein-
schaften.“

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Ferner gehören dem Rund-
funkrat fünf Abgeordnete des
Hessischen Landtags an, die
von diesem nach den Grund-
sätzen der Verhältniswahl ge-
wählt werden.“

cc) Es wird folgender Satz 3 an-
gefügt:

„In den Rundfunkrat kann
nur entsandt werden, wer seit
mindestens einem Jahr seinen
Wohnsitz oder dauernden
Aufenthalt in Hessen hat.“

c) Abs. 3 und 4 werden wie folgt ge-
fasst:

„(3) Solange entsendungsbe-
rechtigte Organisationen oder der
Hessische Landtag Mitglieder in
den Rundfunkrat nicht entsandt
haben, verringert sich seine Mit-
gliederzahl entsprechend.

(4) Bei der Entsendung der
Rundfunkratsmitglieder ist eine
geschlechterparitätische Beset-
zung anzustreben. Soweit eine an-
dere Person als Nachfolgerin oder
Nachfolger eines Mitglieds ent-
sandt wird, muss diese Person ein
Mann sein, wenn zuvor eine Frau
entsandt war, und eine Frau sein,
wenn zuvor ein Mann entsandt
war. Satz 2 gilt nicht, wenn dies
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aufgrund der Zusammensetzung
der entsendungsberechtigten Stel-
le nicht möglich oder aus sonsti-
gen Gründen nicht sachdienlich
ist. Dies ist gegenüber dem Rund-
funkratsvorsitz bei der Entsen-
dung des Mitglieds schriftlich zu
begründen. Die Begründung ist
dem Rundfunkrat bekannt zu ge-
ben.“

5a. Es wird folgender § 5a eingefügt:

„§ 5a

(1) Der Vertreter der muslimischen
Glaubensgemeinschaften nach § 5
Abs. 2 Satz 1 Nr. 27 wird von

1. dem DITIB-Landesverband Hes-
sen e. V.,

2. der Ahmadiyya Muslim Jamaat in
der Bundesrepublik Deutschland
KdöR und

3. der Alevitischen Gemeinde
Deutschland e. V.

gemeinsam in den Rundfunkrat des
Hessischen Rundfunks entsandt.

(2) Die Organisationen nach Abs. 1
teilen dem Rundfunkratsvorsitz ihre
jeweiligen Anschriften mit.

(3) Ist bis zwei Wochen vor dem
Zeitpunkt, den der Hessische Rund-
funk nach seiner Satzung über die
betriebliche Ordnung für die Benen-
nung der Mitglieder des künftigen
Rundfunkrats bestimmt, eine Eini-
gung über die Entsendung nicht zu-
stande gekommen, so entscheidet das
Los zwischen den Vorschlägen der
Organisationen. Das Los zieht eine
von den Organisationen gemeinsam
bestimmte Person. Den Vorsitzenden
der Organisationen ist Gelegenheit
zu geben, beim Ziehen des Loses an-
wesend zu sein.“

6. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Amtszeit des Rundfunk-
rats beträgt vier Jahre. Sie beginnt
am 1. Januar. Nach Ablauf der
Amtszeit führt der Rundfunkrat
die Geschäfte bis zum Zusammen-
tritt des neuen Rundfunkrats fort.“

b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Mitglieder des Rundfunkrats
können aus wichtigem Grund
durch die entsendungsberechtigte
Stelle abberufen werden; ein
wichtiger Grund liegt insbesonde-
re vor, wenn ein Mitglied aus der
entsendungsberechtigten Stelle
ausgeschieden ist.“

c) Als neuer Abs. 3 wird eingefügt:

„(3) Die Mitgliedschaft im
Rundfunkrat endet durch Nieder-
legung des Amtes, im Falle des
Todes, bei Verlust der Fähigkeit,
Rechte aus öffentlichen Wahlen zu
erlangen oder öffentliche Ämter
zu bekleiden, bei Eintritt der Ge-
schäftsunfähigkeit oder der Vor-

aussetzungen der rechtlichen Be-
treuung nach § 1896 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches oder wenn ein
Ausschlussgrund nach § 4 Abs. 6
Satz 1 oder Abs. 7 vorliegt. Sie en-
det ebenfalls, wenn eine Interes-
senskollision nach § 4 Abs. 4 oder
5 eintritt oder ein Rundfunkrats-
mitglied nach Abs. 2 abberufen
wird. Das Erlöschen der Mitglied-
schaft im Falle des Satzes 1 gibt
der Rundfunkratsvorsitz bekannt;
über das Erlöschen der Mitglied-
schaft im Falle des Satzes 2 ent-
scheidet der Rundfunkrat. Das Nä-
here zum Verfahren regelt die Sat-
zung über die betriebliche Ord-
nung.“

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

7. § 7 Abs. 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst:

„(1) Der Rundfunkrat wählt seine
Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden
nebst Stellvertretung.

(2) Er beschließt die Satzung über
die betriebliche Ordnung, die in den
rundfunkrechtlichen Staatsverträgen
vorgesehenen Satzungen sowie sons-
tige Satzungen des Hessischen Rund-
funks. Die Satzung über die betriebli-
che Ordnung und ihre Änderungen
sind im Staatsanzeiger für das Land
Hessen bekannt zu machen.“

8. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Nach dem Wort „Satzung“ werden
die Wörter „über die betriebliche
Ordnung“ eingefügt.

b) Nr. 3 bis 5 werden wie folgt ge-
fasst:

„3. die näheren Einzelheiten zur
Gewährung von Aufwands-
entschädigungen sowie Sit-
zungsgeldern und zum Ersatz
von Reisekosten nach § 4 
Abs. 10,

4. die Art der öffentlichen Be-
kanntmachungen, soweit sie
nicht durch dieses Gesetz ge-
regelt werden,

5. nähere Einzelheiten zur Öf-
fentlichkeit der Sitzungen
und der Veröffentlichung von
sitzungsbezogenen Unterla-
gen,“

c) Als Nr. 6 wird angefügt:

„6. nähere Einzelheiten zur Wahl
und zu den Aufgaben der Vor-
sitzenden des Rundfunkrats
und des Verwaltungsrats, zur
Bildung von Ausschüssen, zum
Verfahren bei Einsprüchen
und Beschwerden und zur Ge-
schäftsführung der Intendantin
oder des Intendanten.“

9. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. die Ernennung und Abberu-
fung der Intendantin oder des
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Intendanten und die Bestäti-
gung der von ihr oder ihm be-
rufenen Stellvertretung,“

b) In Nr. 2 werden vor den Wörtern
„des Intendanten“ die Wörter „der
Intendantin oder“ eingefügt.

10. § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10

(1) Der Rundfunkrat kann in öf-
fentlicher Sitzung tagen. Sofern er öf-
fentlich tagt, ist sicherzustellen, dass
Personalangelegenheiten, die aus
Gründen des Persönlichkeitsschutzes
vertraulich sind, und Angelegenhei-
ten, bei denen die Offenlegung von
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen
unvermeidlich ist, stets unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit erörtert
werden. Die Sitzungen seiner Aus-
schüsse sind nicht öffentlich.

(2) Die Tagesordnungen der Sit-
zungen des Rundfunkrats und seiner
Ausschüsse sind eine Woche vor den
Sitzungen im Internetauftritt des Hes-
sischen Rundfunks zu veröffentlichen.
Zusammenfassungen der wesentli-
chen Ergebnisse der Rundfunkrats-
und der Ausschuss-Sitzungen sind
zeitnah nach den Sitzungen des
Rundfunkrats an gleicher Stelle zu
veröffentlichen. Die Veröffentlichung
hat Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse zu wahren sowie personenbezo-
gene Daten der Beschäftigten des
Hessischen Rundfunks zu schützen.
Berechtigte Interessen Dritter an ei-
ner Geheimhaltung sind zu wahren.

(3) Nähere Einzelheiten zu den
Abs. 1 und 2 regelt die Satzung über
die betriebliche Ordnung.“

11. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sieben Mitglieder werden
vom Rundfunkrat, zwei Mit-
glieder von den Beschäftigten
gewählt.“

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Der Anteil der staatlichen
oder staatsnahen Mitglieder
nach § 4 Abs. 6 darf ein Drit-
tel der Verwaltungsratsmit-
glieder nicht übersteigen.“

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Von den vom Rundfunkrat
zu wählenden Mitgliedern dürfen
höchstens drei Mitglieder dem in 
§ 4 Abs. 6 Satz 1 genannten Perso-
nenkreis angehören. Gewählt
werden können auch bisherige
Rundfunkratsmitglieder.“

c) Abs. 3 Satz 2 wird durch folgende
Sätze ersetzt:

„Die im Hessischen Rundfunk ver-
tretenen Gewerkschaften und Be-
rufsverbände können Wahlvor-
schläge machen. Die Wahlvor-
schläge müssen Männer und Frau-

en entsprechend ihrem Anteil an
den wahlberechtigten Beschäftig-
ten berücksichtigen. Die Wahlvor-
schläge werden in einer Liste zu-
sammengefasst. Gewählt wird
nach den Grundsätzen der Mehr-
heitswahl.“

d) In Abs. 4 Satz 2 werden nach dem
Wort „an“ die Wörter „Aufträge
und“ eingefügt und es wird fol-
gender Satz 3 angefügt:

„§ 5 Abs. 1 Satz 3 gilt entspre-
chend.“

e) Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Bei der Wahl der Verwal-
tungsratsmitglieder ist eine ge-
schlechterparitätische Besetzung
anzustreben.“

12. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2
werden aufgehoben.

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Für die Beendigung der
Mitgliedschaft im Verwaltungsrat
gelten § 6 Abs. 2 und 3 entspre-
chend.“

13. Die §§ 13 und 14 werden wie folgt
gefasst:

„§ 13

Der Verwaltungsrat wählt seine
Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden
nebst Stellvertretung.

§ 14

Die Sitzungen des Verwaltungs-
rats und seiner Ausschüsse sind nicht
öffentlich. § 10 Abs. 2 und 3 finden
entsprechende Anwendung.“

14. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 1 werden die Wörter
„dem Intendanten“ durch die
Wörter „der Intendantin oder
dem Intendanten“ ersetzt.

bb) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. den Hessischen Rund-
funk bei Rechtsgeschäf-
ten und Rechtsstreitig-
keiten mit der Intendan-
tin oder dem Intendan-
ten oder ihrer oder sei-
ner Stellvertretung zu
vertreten,“

cc) In Nr. 3 werden die Wörter
„vom Intendanten“ durch die
Wörter „von der Intendantin
oder dem Intendanten“ er-
setzt.

b) In Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter
„vom Intendanten“ durch die
Wörter „von der Intendantin oder
dem Intendanten“ ersetzt.

15. Die Überschrift des Teils III Abschnitt 3
wird wie folgt gefasst:

„Die Intendantin oder der Intendant“
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16. § 16 wird wie folgt geändert:
a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort

„Der“ durch die Wörter „Die In-
tendantin oder der“ ersetzt. Abs. 1
Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Der“

durch die Wörter „Die Inten-
dantin oder der“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geän-
dert:
aaa) Das Wort „Er“ wird

durch die Wörter „Sie
oder er“ ersetzt.

bbb) In Buchst. a werden die
Wörter „des wirtschaftli-
chen Leiters (Geschäfts-
führers) und des techni-
schen Leiters“ durch
„der Betriebsdirektorin
oder des Betriebsdirek-
tors“ ersetzt.

ccc) In Buchst. b werden
nach dem Wort „Sat-
zung“ die Wörter „über
die betriebliche Ord-
nung“ eingefügt.

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Der“

durch die Wörter „Die Inten-
dantin oder der“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Er“
durch die Wörter „Sie oder
er“ ersetzt.

d) Abs. 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Der“

durch die Wörter „Die Inten-
dantin oder der“ ersetzt, wer-
den die Wörter „daß seine“
durch „dass ihre oder seine“
ersetzt und werden nach dem
Semikolon die Wörter „sie
oder“ eingefügt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Der“
durch die Wörter „Die Inten-
dantin oder der“ und werden
die Wörter „zu seiner“ durch
das Wort „zur“ ersetzt.

e) Abs. 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem

Wort „Dienste“ die Wörter
„der Intendantin oder“ einge-
fügt, werden die Wörter „der
Intendant“ durch „sie oder
er“ ersetzt und wird das Wort
„seiner“ durch „dieser“ er-
setzt.

bb) In Satz 3 werden nach dem
Wort „er“ die Wörter „der In-
tendantin oder“ eingefügt.

cc) In Satz 4 wird das Wort
„Dem“ durch die Wörter „Der
Intendantin oder dem“ er-
setzt.

f) Abs. 6 wird wie folgt geändert:
aa) Das Wort „Der“ wird durch

die Wörter „Die Intendantin

oder der“ und die Wörter
„daß er seine“ durch „dass sie
ihre oder er seine“ ersetzt.

bb) In Buchst. a werden nach den
Wörtern „daß ein“ die Wörter
„von der Intendantin oder“
eingefügt.

cc) Buchst. b wird wie folgt ge-
fasst:

„b) durch die Entscheidung
eines Schiedsgerichts,
bestehend aus einer oder
einem von der Präsiden-
tin oder vom Präsidenten
des Staatsgerichtshofs zu
benennenden Vorsitzen-
den, die oder der die Be-
fähigung zum Richteramt
haben muss, und je zwei
Beisitzerinnen oder Bei-
sitzern, die von den An-
tragstellern und der In-
tendantin oder dem In-
tendanten benannt wer-
den und von denen min-
destens je eine Beisitzerin
oder ein Beisitzer Richte-
rin oder Richter sein
muss; die Landesregie-
rung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung
das Nähere über die Be-
stellung des Schiedsge-
richts, auch für den Fall,
dass sich die Benennung
der Schiedsrichterinnen
oder Schiedsrichter ver-
zögert, und das Verfahren
vor dem Schiedsgericht
zu regeln.“

g) Abs. 7 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe

„Absatz 6b“ durch „Abs. 6
Buchst. b“ und werden die
Wörter „der Intendant“ durch
„die Intendantin oder der In-
tendant“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter
„den Intendanten“ durch „die
Intendantin oder den Inten-
danten“ ersetzt.

h) Abs. 8 wird wie folgt gefasst:
„(8) Auch im Fall des Abs. 6

Buchst. a entscheidet, wenn die
Intendantin oder der Intendant die
Beschlüsse des Rundfunkrats und
des Verwaltungsrats nicht aner-
kennt, das Schiedsgericht, das von
der Intendantin oder dem Inten-
danten binnen zwei Wochen,
nachdem ihr oder ihm die Be-
schlüsse zugestellt sind, angerufen
werden muss.“

17. Die Überschrift des Teils IV wird ge-
strichen.

18. § 17 wird aufgehoben.
19. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort
„Rundfunkgebühren“ durch „Rund-
funkbeiträgen“ ersetzt.
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b) Als Abs. 5 und 6 werden angefügt:

„(5) Der Hessische Rundfunk
veröffentlicht die für die Tätigkeit
im Geschäftsjahr gewährten Bezü-
ge der Intendantin oder des Inten-
danten und der Direktorinnen und
Direktoren im Jahresbericht. Dies
gilt auch für die Leistungen, die
den genannten Personen für den
Fall der regulären oder der vorzei-
tigen Beendigung ihrer Tätigkeit
zugesagt worden sind und etwai-
ge während des Geschäftsjahrs
vereinbarte Änderungen dieser
Zusagen. Ferner veröffentlicht der
Hessische Rundfunk im Jahresbe-
richt die Leistungen, die den ge-
nannten Personen für Tätigkeiten
bei Tochter- und Beteiligungsun-
ternehmen des Hessischen Rund-
funks gewährt worden sind sowie
Leistungen, die den genannten
Personen für entgeltliche Neben-
tätigkeiten gewährt worden sind,
sofern diese den Betrag von 1 000
Euro monatlich übersteigen.

(6) Die Tarifstrukturen und vor-
handenen außer- und übertarifli-
chen Regelungen für die Ange-
stellten des Hessischen Rundfunks
sind im Geschäftsbericht in struk-
turierter Form zu veröffentlichen.“

20. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 14a des Rundfunkstaats-
vertrages findet Anwen-
dung.“

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

b) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Der Hessische Rechnungs-
hof nimmt auf Ersuchen des Land-
tags oder der Landesregierung
oder falls er selbst es für erforder-
lich hält auch zur zukünftigen fi-
nanziellen Entwicklung und zu
sonstigen Fragen Stellung, die für
die Beurteilung der Wirtschafts-
und Finanzlage des Hessischen
Rundfunks von Bedeutung sind.
Seiner Äußerung ist eine Stellung-
nahme der Intendantin oder des
Intendanten beizufügen.“

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3
und Satz 4 wird aufgehoben.

21. § 21 wird wie folgt gefasst:

„Die Regelungen zur Zusammenset-
zung des Rundfunkrats sollen nach
Ablauf von zwei Amtszeiten des
Rundfunkrats überprüft werden.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Nr. 14 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 21. Oktober 2016 183

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 13. Oktober 2016

I n  Ve r t r e t u n g  d e s  H e s s i s c h e n  M i n i s t e r p r ä s i d e n t e n

D e r  H e s s i s c h e r  M i n i s t e r
f ü r  S o z i a l e s  u n d  I n t e g r a t i o n

G r ü t t n e r
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Aufgrund des § 7 Abs. 3 in Verbindung
mit § 20 des Hessischen Altlasten- und
Bodenschutzgesetzes vom 28. September
2007 (GVBl. I S. 652), geändert durch Ge-
setz vom 27. September 2012 (GVBl. 
S. 290), verordnet die Ministerin für Um-
welt, Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz:

Artikel 1

Die Altflächendatei-Verordnung vom
7. Oktober 2011 (GVBl. I S. 666) wird wie
folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In § 3 Satz 1 wird nach den Wörtern
„Landesamt für“ die Angabe „Na-
turschutz,“ eingefügt.

b) In § 3 Satz 2 wird die Angabe „in
der Fassung vom 7. Januar 1999
(GVBl. I S. 98), geändert durch Ge-
setz vom 20. Mai 2011 (GVBl. I 
S. 208),“ gestrichen.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach den Wörtern
„Landesamt für“ die Angabe „Na-
turschutz,“ eingefügt.

b) In Satz 2 wird die Angabe
„http://www.hlug.de“ durch „http://
www.hlnug.de“ ersetzt. 

3. In § 5 wird die Angabe „geändert
durch Gesetz vom 16. September 2011
(GVBl. I S. 402)“ durch „zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 28. September
2015 (GVBl. S. 361)“ ersetzt.

4. In § 6 Satz 2 wird die Angabe „2016“
durch „2024“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 89-36

Verordnung
zur Änderung der Altflächendatei-Verordnung*)

Vom 21. September 2016

Wiesbaden, den 21. September 2016

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n
f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,  L a n d w i r t s c h a f t  u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z
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